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nord 🐾    thema
konfliktmanagement / alles, was recht ist

Von Florian Maier

Wenn Arbeitskämpfe eskalie-
ren, können sie viel Zeitauf-
wand, hohe Kosten und Image-
schäden bei den Konfliktpar-
teien verursachen. Aber es geht 
auch anders: Mit mehr Verhand-
lungsgeschick und dem Einsatz 
von Mediator*innen könnten 
diese negativen Auswirkungen 
vermieden werden. Mediation – 
ein strukturiertes und vor allem 
freiwilliges Verfahren, um Kon-
flikte beizulegen – gilt als eine 
Alternative zu Streiks, die weni-
ger volkswirtschaftlichen Scha-
den anrichtet.  Beteiligte Par-
teien versuchen mit Hilfe von 
Mediator*innen zu einer ge-
meinsamen Vereinbarung zu 
kommen. Ziel ist es, zu einem 
Kompromiss zu gelangen, der 
allen Bedürfnissen entspricht.

Dabei ist die Mediator*in 
aber keinesfalls in einer 
Schiedsrichter*innenrolle. Sie 
soll kein Urteil fällen, sondern 
beiden Parteien helfen, zu kom-
munizieren und in einen Dialog 
zu treten. Genau hier liegt der 
Unterschied zu einer schlichten-
den Person. Wo Heiner Geißler 
bei den Stuttgart-21-Verhand-
lungen die erhabene weise 
Lichtgestalt gab, die über Recht 
und Unrecht entscheiden kann, 
ist der*die Mediator*in eher 
Gesprächsvermittler*in. „Im Ge-
gensatz zum Schlichter macht 
der Mediator keine eigenen Vor-
schläge“, so Kerstin Blome, Me-
diatorin aus Bremen.

Die Mediator*in macht we-
der inhaltliche Vorschläge, 
noch fällt sie Urteile. Eher be-
ruhigt sie die Verhandlungs-
atmosphäre. Die Mediation setzt 
viele Ebenen früher ein als ein 
Warnstreik. Das Eskalationsri-

siko wird so deutlich minimiert. 
Der Mediator Onno Spannhoff 
bestätigt das: „Zu Beginn einer 
Mediation wird sich darüber ge-
einigt, wie das Verfahren ablau-
fen soll. Oft sind auch Einzelge-
spräche hilfreich. Als Mediator 
versucht man dann Überschnei-
dungen zu finden. Meistens 
handelt es sich nämlich nicht 
um Entweder-oder-Fragen.“ So 
lasse sich im späteren Verlauf 
einfacher ein Konsens finden.

Um Qualität in Mediatio-
nen zu gewährleisten, verab-
schiedete der Bundestag 2012 
das Mediationsgesetz. In die-
sem wird geregelt, welche Auf-
gaben Mediator*innen überneh-
men sollen und wie eine Media-
tion abläuft. Zusätzlich wird die 
Ausbildung von Mediator*innen 
mittlerweile durch Fortbildun-
gen geregelt, die an Bildungs-
einrichtungen wie der Univer-
sität Bremen oder der Universi-
tät Hamburg angeboten werden. 
Im Zentrum stehen Kommuni-
kation oder Verhandlungstech-
niken. In diversen Fallbeispielen 
werden diese Methoden geübt 
und verinnerlicht.

Berichterstattung 
bislang rar
In Tarifverhandlungen ist die 
Berichterstattung über die Lö-
sung von Konflikten durch Me-
diation bisher dünn gesät. Dies 
allerdings sei gerade einer der 
Vorteile der Mediation, sagte 
etwa Jörg Risse, Professor für 
Verhandlungsführung und -ma-
nagement, in einem Interview 
mit der Südwest Presse. Nur die 
beteiligten Parteien wüssten Be-
scheid, dass eine Mediator*in 
eingesetzt werde. Anders als 
eine Schlichtung sei die Media-

tion gesichtswahrend, denn die 
Mediator*innen sind an Ver-
traulichkeit gebunden.

Spannhoff bestätigt Risses 
Aussagen: „Schlichtungen oder 
Gerichtsverfahren finden meist 
öffentlich oder halböffentlich 
statt. Mediationen sind völlig 
vertraulich. Firmen und Ge-
werkschaften verwenden diese, 
weil so Ruf- oder Ansehens-
schädigung vermieden werden 
kann.“ Auch wenn nicht oft da-
rüber berichtet werde, werde 
Mediation häufig auch in Ta-
rifverhandlungen angewendet. 
Gerade große Unternehmen un-
terhielten mittlerweile oft ei-
gene Mediator*innen.

Der Volkswirtschaftler Hagen 
Lesch beschreibt in einem Kurz-
bericht für das private Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) 
die Akzeptanz von Mediation in 
Tarifkonflikten in Deutschland 
allerdings als begrenzt. Denn 
beide Seiten müssten freiwil-
lig auf Optionen verzichten, ge-
rade für Arbeitgeberverbände 
bedeute das aber, dass sie Zu-
geständnisse anbieten müss-
ten, die sie sonst nur im Falle 
von Streiks und Arbeitskämp-
fen machen würden.

„Mediationen sind natür-
lich kein Allheilmittel“, bestä-
tigt Spannhoff, „doch gerade in 
Tarifstreitigkeiten sind die Par-
teien darauf angewiesen, auch 
künftig miteinander klarzu-
kommen.“ Die Mediation helfe 
dabei. Die Parteien versuchten 
einen Konsens zu finden, Ver-
härtungen für zukünftige Kon-
flikte würden so minimiert. 
Streiks wiederum beförderten 
Verhärtungen.

Auch Blome betont: „Es ist 
klar, dass nicht jeder Konflikt 
durch Mediation gelöst werden 

kann.“ Gerade wenn beide Par-
teien schon sehr verhärtete An-
sichten haben, sei es schwer, 
eine Einigung zu finden. Den 
besten Erfolg hätten Mediatio-
nen dann, wenn ein grundsätz-
licher Wunsch zur Einigung 
vorhanden ist. Zugleich sei ein 
Abbruch der Mediation jeder-
zeit möglich, da es sich um ein 
grundsätzlich freies Verfahren 
handelt.

„Andere Maßnahmen wie 
Schlichtung oder Gerichtsver-
fahren können danach immer 
noch eingeleitet werden“, so 
Spannhoff. Grundsätzlich sei 
aber die Mediation der günsti-
gere und schnellere Weg, da die 
Mediation nicht an Fristen oder 
Termine geknüpft sei: „Die Er-
fahrung zeigt, dass es dadurch 
meistens schneller geht.“ Dabei 
komme es aber auch immer auf 
den Einzelfall an, geben beide 
Mediator*innen zu bedenken.

Zusätzlich sei die Kostenauf-
teilung deutlich fairer geregelt. 
„Der Standard ist, dass die Kos-
ten zur Hälfte vom Unterneh-
men und zur anderen Hälfte 
von der Gewerkschaft bezahlt 
werden“, sagt Spannhoff, „aber 
auch das ist ein Verhandlungs-
punkt, der am Anfang der Me-
diation geklärt wird.“ Das spare 
für alle Beteiligten im Gegen-
satz zur Arbeitsniederlegung 
viel Geld.

Mediation hat also viele 
Vorteile gegenüber einem 
herkömmlichen Streik: 
Pendler*innen würden sich 
nicht mehr über ausgefal-
lene Züge aufregen; Reisende 
würden sich nicht mehr über 
lange Aufenthalte an Flughä-
fen beschweren; und Eltern 
verfluchten nicht mehr die 
Kindergärtner*innen.

Im Kampf um mehr Gehalt oder bessere Arbeitsbedingungen setzen Unternehmen und 
Gewerkschaften immer noch zu wenig auf Mediation. Dabei ließen sich mit diesem 
Verfahren wirtschaftliche Schäden vermeiden und Eskalationen verhindern

Es muss nicht  
immer Streik sein

... aber manchmal eben doch: 
Mitarbeiter*innen des 
Hamburger Flughafens beim 
prominent unterstützten 
Warnstreik, 15. Januar 2019     
Foto: Christian Charisius/dpa 
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Michaela Tzankoff
michaela.tzankoff@uni-hamburg.de
Tel. +49 40 42838-9715, -9700
www.zfw.uni-hamburg.de/konflikt
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Wie weit V-Leute 
gehen dürfen
Ein V-Mann des Verfassungsschutzes spitzelt in Göttingens linker Szene und beteiligt sich an Blockaden beim G20-Gipfel  
in Hamburg. Beging er Straftaten, müsste ermittelt werden – rechtliche Privilegien besitzt ein V-Mann nicht. Eigentlich

Schleswig-Holstein  
sitzt Justizministern vor
Schleswig-Holsteins Justizministerin Sabine 
Sütterlin-Waack (CDU) hat den Vorsitz der 
Justizministerkonferenz übernommen. Sie 
folgt auf ihren thüringischen Amtskollegen 
Dieter Lauinger (Grüne), der die Position seit 
Anfang 2018 innehatte. Die Justizminister 
der Länder kommen zweimal jährlich zusam-
men, um sich abzustimmen. 2019 wollen sie 
sich weiter mit dem „Pakt für den Rechts-
staat“ beschäftigen, der bundesweit 2.000 
neue Stellen für Richter und Staatsanwälte 
schaffen soll. Zudem soll es um den Umgang 
mit unseriösen Inkassounternehmen und 
um Sportangebote für Gefangene im Justiz-
vollzug gehen. Auch das Thema Ausspähung 
von Daten könnte auf den Tagesordnungen 
stehen, sagte Sütterlin-Waack. (dpa)

Immer weniger  
Mietrechts-Prozesse
Die Zahl der Mietrechtsprozesse ist nach 
Angaben des Deutschen Mieterbundes auf 
den niedrigsten Stand seit der Wiederverei-
nigung gesunken. 226.933 Mal stritten sich 
Mieter und Vermieter vor Amts- und Land-
gerichten im Jahr 2017. Damit ging die Zahl 
der Streitfälle um acht Prozent gegenüber 
dem Vorjahr zurück. Gleichzeitig bleibe der 
Rechtsberatungsbedarf der Mieter unverän-
dert hoch. Rund 1,1 Million Rechtsberatungen 
haben die Juristen der mehr als 300 örtli-
chen Mietervereine erteilt. 97 Prozent aller 
Beratungsfälle seien dabei außergerichtlich 
erledigt worden. Beratungsthema Nummer 
eins seien wie schon in den Vorjahren die 
Betriebskosten gewesen, danach folgten 
Wohnungsmängel sowie Mieterhöhungen 
auf die ortsübliche Vergleichsmiete. (epd)

Niedersachsen schafft 
„Häuser des Jugendrechts“
Die Stadt Osnabrück und das Land wol-
len gemeinsam künftig schneller bei der 
Bearbeitung von Jugendgerichtsverfahren 
sein. Erstmals in Niedersachsen wird in 
Osnabrück ein „Haus des Jugendrechts“ 
eingerichtet, wo städtisches Jugendamt und 
Jugendgerichtshilfe gemeinsam mit Polizei 
und Staatsanwaltschaft straffällig gewordene 
Jugendliche betreuen sollen. Derartige Ein-
richtungen soll es künftig auch in Göttingen, 
Lüneburg, Hannover und Salzgitter geben. 
Die bundesweit erste Einrichtung dieser Art 
wurde schon 1999 in Stuttgart-Bad Cannstatt 
gegründet. Auch in Hessen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und Sachsen gibt es 
bereits Häuser der Jugendrechts. (dpa)

Weniger Entschädigung 
für ungerechtfertigte Haft
Für zu Unrecht erlittene Haft haben Men-
schen in Schleswig-Holstein 2018 insgesamt 
exakt 45.281,49 Euro erhalten. Damit gab es 
einen deutlichen Rückgang zum Vorjahr. 
2017 waren es 65.634,48 Euro. Die Beträge 
enthalten teilweise auch den bewilligten Aus-
gleich für Rechtsanwaltskosten und etwaigen 
Verdienstausfall. Menschen, die in Hamburg 
zu Unrecht in Haft saßen, haben 2018 rund 
142.500 Euro Entschädigung bekommen –  
auch hier weniger als noch im Vorjahr zuvor, 
in dem knapp 153.000 Euro gezahlt wurden. 
Für jeden Tag, den ein Mensch unschuldig 
im Gefängnis verbringt, werden derzeit 25 
Euro gezahlt. Die Hamburger Justizbehörde 
kritisiert sei Langem, dass die Haftentschädi-
gung zu gering ist. (dpa)

fug und recht

Wollten auch 
früher schon 

lieber  
unerkannt 

bleiben: 
vermummte 

Autonome 
während einer 

Demonstration 
in Göttingen am 

16. Juli 1994 
Foto: Uwe 

Zucchi/dpa
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Von André Zuschlag

Die Göttinger V-Mann-Affäre 
schlug in den vergangenen Wo-
chen hohe Wellen: Ein vom nie-
dersächsischen Verfassungs-
schutz bezahlter Informant 
wurde durch Behördenfehler 
enttarnt, Maren Brandenbur-
ger, bis dahin Chefin der Be-
hörde, musste zurücktreten. Und 
der Spiegel berichtete, dass der V-
Mann auch beim G20-Gipfel in 
Hamburg an Blockaden beteiligt 
gewesen war. Nicht nur in linken 
Kreisen stand nach dieser Nach-
richt der Vorwurf im Raum, die 
Behörden hätten ihn im Sommer 
2017 als Agent Provocateur einge-
setzt. Dabei stellt sich die Frage, 
wo die rechtlichen Grenzen lie-
gen, was ein V-Mann im Rahmen 
seiner Tätigkeiten für den Ge-
heimdienst darf und was nicht. 

Die Antwort ist zunächst ein-
fach: „Ein V-Mann muss sich, wie 
alle anderen Menschen auch, an 
die bestehenden Gesetze halten“, 
sagt der Göttinger Rechtsanwalt 
Sven Adam. Es liegt unter ande-
rem an ihm, dass der V-Mann in 
der Stadt enttarnt wurde. Adam 
vertritt eine Studentin aus Göt-
tingen, für die er Auskunft da-
rüber verlangte, welche Daten 
der Geheimdienst über sie ge-
speichert hat. Durch Zufall wa-
ren dabei Schreiben zurückge-
schickt worden, die so nicht hät-
ten nach außen gelangen sollen 
und die Hinweise auf den Einsatz 
eines V-Mannes gaben.

Vertrauenspersonen, wie V-
Männer oder -Frauen bei den 

Nachrichtendiensten bezeich-
net werden, sind keine Staatsbe-
diensteten. Im Austausch für In-
formationen erhalten sie Geld. 
Wie der Spiegel berichtet, klin-
gelte 2016 der Verfassungsschutz 
an der Tür des jungen Mannes 
und fragte ihn, ob er sich etwas 
Geld neben dem Studium dazu-
verdienen wolle. Die Behörde 
wollte, dass er eine militante 
Gruppe unterwandern solle. Bei 
dieser jedoch habe er keinen Zu-
gang gefunden. Stattdessen stieg 
er bei der „Basisdemokratischen 
Linken“ ein. Die Gruppe, einst 
aus Hochschulgruppen entstan-
den, ist Teil der bundesweit agie-
renden „Interventionistischen 
Linken“ (IL), die sich als post-au-
tonom versteht. Die IL taucht re-
gelmäßig in den Berichten des 
Verfassungsschutzes auf, für ge-
waltsame Aktionen, gar Terror, 
ist aber weder die Basisdemokra-
tische Linke noch die IL bekannt.

Dennoch begann der neuge-
wonnene V-Mann des Verfas-
sungsschutzes, ab diesem Zeit-
punkt über gruppeninterne Zu-
sammenhänge zu berichten, 
Personen auf Observationsfo-
tos zu identifizieren und den 
Schnüfflern zu erklären, wer wel-
che Rolle in der Gruppe spielt. 
Der heute 24-Jährige tauchte tie-
fer in die Szene ein und nahm 
auch an Aktionen teil, etwa bei 
Hausbesetzungen oder bei ge-
meinsamen Fahrten zu Demons-
trationen.

Und so fuhr er auch 2017 mit 
zum G20-Gipfel nach Hamburg. 
Er blockierte gemeinsam mit sei-

ner Bezugsgruppe Regierungs-
konvois, bei der er von der Polizei 
weggetragen und in Gewahrsam 
genommen wurde. Seine Perso-
nalien wurden dabei nicht auf-
genommen. Unklar ist, warum. 
Dass die Polizei wusste, wenn sie 
dort in Gewahrsam hatte, ist hin-
gegen unwahrscheinlich. Meist 
wissen Polizeibehörden nicht, 
wer ein V-Mann ist. 

„Natürlich will der Verfas-
sungsschutz seine Leute so gut 
es geht schützen. Deshalb verrät 
sie auch anderen Behörden nicht, 
wer für ihn arbeitet“, sagt Adam. 
Und die Hürden, dass Geheim-
dienste Auskunft darüber geben 

müssen, wer eine Vertrauensper-
son ist, sind hoch. „Nicht einmal 
Richter*innen in einem erst-
instanzlichen Verfahren muss 
mitgeteilt werden, dass am Pro-
zess Beteiligte V-Leute des Ver-
fassungsschutzes sind“, sagt der 
Strafverteidiger.

Wissen Beamt*innen des Ver-
fassungsschutzes von Straftaten 
ihrer Vertrauensperson oder hat 
diese sie sogar selbst darüber in 
Kenntnis gesetzt, müssten die 
Beamt*innen diese Informati-

onen eigentlich an die Ermitt-
lungsbehörden weiterleiten. 
„Auch der Verfassungsschutz be-
findet sich nicht im gesetzeslee-
ren Raum“, sagt Adam. 

Es wäre dann allerdings Auf-
gabe der Strafverfolgungsbehör-
den zu schauen, ob mögliche Ge-
setzesverstöße zu ahnden sind. 
Denn manche Straftaten können 
letztlich straffrei bleiben. Ist eine 
Vertrauensperson Mitglied in ei-
ner terroristischen Vereinigung, 
bliebe dieser Straftatbestand un-
geahndet.

Ob der Göttinger V-Mann als 
Agent Provocateur in Hamburg 
eingesetzt war, wird vom Ver-
fassungsschutz dementiert. Und 
selbst wenn die Behörde ihn da-
rum gebeten hätte, hätte er die 
Verantwortung bei einer Verhaf-
tung selbst tragen müssen. Der 
Staat müsste jedenfalls gegen ihn 
ermitteln.

Anders, zumindest parti-
ell, sieht es bei verdeckten 
Ermittler*innen aus. „Hier befin-
den wir uns in einer rechtlichen 
Grauzone“, sagt Adam. Denn 
diese können kleinere Straftaten 
begehen, allein schon, um nicht 
aufzufliegen. „Als verdeckter Er-
mittler in der Drogenszene ist es 
dann beispielsweise nicht straf-
bar, Drogen bei sich zu führen“, 
sagt Adam.

Verdeckten Ermittler*innen 
hatte der Bundesgerichtshof 
aber in einem Urteil 2015 klare 
Grenzen aufgezeigt: Sie dürfen 
niemanden  unter Druck setzen, 
eine Straftat zu begehen. Anlass 
war der Einsatz von verdeckten 

Ermittler*innen auf zwei Perso-
nen, von denen vermutet wurde, 
sie würden in Geldwäsche- und 
Betäubungsmittelstraftaten ver-
wickelt sein. 

Die Ermittler versuchten, die 
Beschuldigten dazu zu über-
reden, Ihnen große Mengen 
Ecstacy- Tabletten zu besorgen, 
was die Beschuldigten ablehn-
ten. Erst als einer der Ermittler 
behauptete, seine Familie werde 
mit dem Tode bedroht, halfen 
die Beschuldigten ohne Entgelt 
bei der Beschaffung und Ein-
fuhr der Tabletten. Der BGH er-
klärte, dass die beiden Beschul-
digten dafür nicht verurteilt wer-
den können und bezog sich auf 
den vom Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte gepräg-
ten Begriff der „rechtsstaatswid-
rigen Tatprovokation“.

In Niedersachsen sollte die 
Arbeit des Verfassungsschutzes, 
ebenso wie auf Bundesebene, 
durch Mitglieder des Parlaments 
kontrolliert sein. Das Innenmi-
nisterium muss dem Parlamen-
tarischen Kon trollgremium, das 
aus Mitgliedern aller Landtags-
fraktionen besteht, regelmäßig 
und umfassend über die Tätig-
keit berichten. Auch hat das Gre-
mium nach dem Niedersächsi-
schen Verfassungsschutzgesetz 
das Recht, Mitarbeiter*innen des 
Geheimdienstes anzuhören. Die 
Sitzungen des Gremiums sind al-
lerdings vertraulich. Auch kann 
die Landesregierung Anhörungs-
verlangen ablehnen: unter Hin-
weis auf die öffentliche Sicher-
heit.

„Vertrauenspersonen“, 
wie V-Leute bei den 
Nachrichtendiensten 
bezeichnet werden, 
sind keine 
Staatsbediensteten

Von Joachim Göres

Knapp 140.000 Opfer part-
nerschaftlicher Gewalt gab es 
2017 in Deutschland, mehr als 
56.000 Straftaten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung wur-
den registriert. Die meisten Fälle 
werden nicht bekannt, weil die 
geschlagenen, misshandel-
ten oder vergewaltigten Opfer 
häufig vor einer Anzeige zu-
rückschrecken – Experten ge-
hen davon aus, dass nur in fünf 
Prozent der Fälle von sexueller 
Gewalt und in zehn Prozent von 
häuslicher Gewalt eine Anzeige 
erstattet wird. Sollten die Be-
troffenen es sich später anders 
überlegen, fehlen für eine Ver-
urteilung vor Gericht oft die Be-
weise – zum Beispiel sind Sper-
maspuren höchstens drei Tage 
nach der Tat nachweisbar, ei-
nige Verletzungen heilen sehr 
schnell.

Wer den Gang zur Polizei 
scheut, kann sich auch ohne 
Anzeige in Niedersachsen seit 
2012 an das Netzwerk „Pro-Be-
weis“ wenden. Zu ihm gehören 
mittlerweile 37 Untersuchungs-
stellen in 34 Kliniken zwischen 
Wilhelmshaven und Göttingen 
sowie Nordhorn und Wolfsburg, 
die nach einem standardisierten 
Verfahren in einer rund 90 Mi-
nuten dauernden Untersuchung 
alle Spuren von Gewalt gerichts-
verwertbar sichern, dokumen-
tieren und lagern. 

Denn nicht selten gibt es 
Arztatteste, in denen Sätze auf-
tauchen, wie: „Es gibt wohl auch 
Verletzungen am Unterleib“. 
Aber: „Solche Formulierungen 
reichen vor Gericht nicht aus“, 
sagt Anette Debertin, Professo-
rin am Institut für Rechtsme-
dizin der Medizinischen Hoch-
schule Hannover (MHH). „Ärz-
ten fehlt häufig die Erfahrung 
bei der Dokumentation und 
Spurensicherung, das gehört 
nicht zur Ausbildung.“ Ärztin-
nen und Ärzte ihrer Partnerkli-
niken hätten deswegen eine spe-
zielle Fortbildung gemacht.

Debertin stellte vergangenes 
Wochenende auf dem MHH-
Symposium „Sex, Art & Vio-
lence“ im Sprengel-Museum 
Hannover das Netzwerk Pro-
Beweis vor. Das MHH-Institut 
koordiniert das Netzwerk, es 
führt zudem in Hannover und 

an seiner Außenstelle in Olden-
burg viele der Untersuchungen 
durch. Die Ärztinnen und Ärzte 
der 34 Pro-Beweis-Krankenhäu-
ser beraten die Betroffenen und 
unterliegen der Schweigepflicht. 
Auch Minderjährige können 
sich hier untersuchen lassen, 
ohne dass es ihre Eltern erfah-
ren. „Wir können nicht garantie-
ren, dass eine betroffene Frau 
immer von einer Frau unter-
sucht wird, aber wir bemühen 
uns darum“, sagt die Rechtsme-
dizinierin Debertin.

Das MHH-Institut für Rechts-
medizin hat zusammen mit 
dem Landeskriminalamt Nie-
dersachsen ein Spurensiche-
rungsset entwickelt, das den 
beteiligten Kliniken kostenlos 
zur Verfügung gestellt wird. 
Dazu gehören Kameras zur Do-
kumentation von Verletzungen, 
ein elf Seiten umfassender Do-
kumentationsbogen sowie Ver-
sandbehälter für den Kühltrans-
port, mit denen Spuren der Ge-
walt für die Aufbewahrung ans 
Institut für Rechtsmedizin ge-
schickt werden – zum Beispiel 
Kleidungsstücke, Fremdkör-
per oder Blut- und Urinpro-
ben, mit denen der Einsatz von 
 K.-o.-Tropfen nachgewiesen 
werden kann.

Dokumentierte 
Fälle nehmen zu
Laut der MHH-Rechtsmedizi-
nerin Sarah Stockhausen neh-
men mit der steigenden Zahl 
der beteiligten Krankenhäu-
ser auch die Fälle zu – anfangs 
war in vielen ländlichen Regio-
nen das Angebot kaum bekannt 
und die Wege weit. Wurden 2012 
genau 26 Personen untersucht, 
waren es im vergangenen Jahr 
bereits 219. Seit dem Beginn von 
Pro-Beweis sind insgesamt 861 
Fälle registriert worden, davon 
waren 95 Prozent Frauen. Zu ei-
nem Viertel ging es um sexu-
elle Gewalt. 80 Prozent kamen 
in den ersten drei Tagen.

„Wir empfehlen, sich vor der 
Untersuchung nicht zu wa-
schen, damit keine Spuren ver-
loren gehen. Das kostet die meis-
ten große Überwindung“, sagt 
Debertin. 30 Prozent berichten 
von Wiederholungstaten. Ganz 
selten entscheiden sich Betrof-
fene dafür, dass die gelagerten 

Beweise später vernichtet wer-
den sollen. In 8,6 Prozent der 
Fälle haben Opfer nachträglich 
Anzeige erstattet, im Schnitt 
vergingen von der Tat bis zur 
Anzeige rund 100 Tage.

Weniger genau sind die An-
gaben, wie erfolgreich diese An-
zeigen waren. „Wir wissen von 
sechs Verurteilungen und sehr 
vielen Einstellungen der Verfah-
ren. Die Gründe der Gerichte für 
die Einstellungen kennen wir 
nicht, außerdem bekommen 
wir auch nicht über alle Verur-
teilungen Informationen“, sagt 
Debertin.

Anzeigen trotz 
Schweigepflicht
Oberstaatsanwältin Petra Her-
zog, Abteilungsleiterin Häusli-
che Gewalt bei der Staatsanwalt-
schaft Hildesheim, hatte vor län-
gerer Zeit bei einer Fachtagung 
darauf hingewiesen, dass der 
hohe Prozentsatz eingestellter 
Verfahren darin begründet sei, 
dass Anzeigen zurückgezogen 
würden oder die Beweise nicht 
ausreichten. Nach ihren Anga-
ben werden nur 20 bis 30 Pro-
zent der Anzeigen wegen häus-
licher oder sexueller Gewalt zur 
Anklage gebracht. Herzog weist 
auch auf die rechtlichen Mög-
lichkeiten von Ärztinnen und 
Ärzten hin, wenn Patienten von 
ihnen Opfer von Gewalt gewor-
den sind: „In Notfällen wie bei 
Gefahr für das Leben oder der 
Gefahr von Wiederholungstaten 
ist es trotz der Schweigepflicht 
möglich, eine Strafanzeige zu 
stellen.“

In der Vergangenheit hat-
ten Krankenhäuser in Nieder-
sachsen es häufiger abgelehnt, 
Spuren von Gewalttaten zu si-
chern und dies mit der niedri-
gen Notfallpauschale in Höhe 
von 24 Euro begründet. Pro-Be-
weis-Kliniken bekommen laut 
Debertin pro Fall rund 50 Euro. 
Pro-Beweis wird aus Mitteln des 
niedersächsischen Sozialminis-
teriums finanziert. Debertin: 
„Weitere Krankenhäuser wol-
len mitmachen. Bundesweit ist 
unser Modell einmalig.“

Weitere Infos für Betroffene, 
Fachkräfte sowie ÄrztInnen in 
zahlreichen Sprachen auf:  
www.probeweis.de.

Die Spurensicherer
34 Kliniken in Niedersachsen dokumentieren nach Gewalttaten gerichtsfeste 
Beweise – auch ohne Strafanzeige. Zu 95 Prozent sind die Betroffenen Frauen

Kamera und 
Winkellineal: In 
den 34 Kliniken 
des Netzwerks 
„ProBeweis“ in 
Niedersachsen 
werden Spuren 
von Gewalt 
dokumentiert 
Foto: Bernd 
Wüstneck/dpa
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